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Inkrafttreten 03.06.2026 

 

Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes 

 

§ 31 NBG - Entlassung durch Verwaltungsakt 

(§ 23 BeamtStG) 

(1) 1Das Verlangen nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 BeamtStG muss der oder dem Dienstvor-

gesetzten gegenüber erklärt werden. 2Die Erklärung kann, solange die Entlassungsverfü-

gung noch nicht zugestellt ist, innerhalb von zwei Wochen nach Zugang bei der oder dem 

Dienstvorgesetzten, mit Zustimmung der für die Entlassung zuständigen Stelle auch nach 

Ablauf dieser Frist, zurückgenommen werden. 3Die Entlassung ist für den beantragten Zeit-

punkt zu verfügen. 4Sie kann jedoch solange hinausgeschoben werden, bis die Beamtin oder 

der Beamte die Amtsgeschäfte ordnungsgemäß erledigt hat, längstens für drei Monate, bei 

Lehrkräften an öffentlichen Schulen bis zum Ende des laufenden Schulhalbjahres, bei dem 

wissenschaftlichen und künstlerischen Personal an Hochschulen bis zum Ende des laufen-

den Semesters oder Trimesters. 

(2) Die Entlassung nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nrn. 2 und 3 BeamtStG ist bei einer Beschäfti-

gungszeit von 

1. bis zu drei Monaten nur mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluss. 

2. mehr als drei Monaten nur mit einer Frist von sechs Wochen zum Schluss eines Kalender-

vierteljahres 

zulässig. 

(3) 1Vor der Entlassung einer Beamtin oder eines Beamten auf Probe oder einer Beamtin 

oder eines Beamten auf Widerruf wegen einer Handlung, die im Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit mindestens eine Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte, ist der Sachverhalt in 

entsprechender Anwendung der §§ 21 bis 30 des Niedersächsischen Disziplinargesetzes 

(NDiszG) aufzuklären. 2Die für die Entlassung einer Beamtin oder eines Beamten auf Probe 

oder auf Widerruf zuständige Stelle kann die Beamtin oder den Beamten mit oder nach der 

Einleitung des Entlassungsverfahrens vorläufig des Dienstes entheben, wenn  

1. voraussichtlich eine Entlassung erfolgen wird, 

2. durch ein Verbleiben im Dienst der Dienstbetrieb oder die Aufklärung des Sachverhalts 

wesentlich beeinträchtig würde und die vorläufige Dienstenthebung zu der Bedeutung der 

Sache nicht außer Verhältnis steht oder 

3. in einem wegen desselben Sachverhalts eingeleiteten Strafverfahren voraussichtlich eine 

Strafe verhängt werden wird, die den Verlust der Beamtenrechte oder der Rechte als Ruhe-

standsbeamtin oder Ruhestandsbeamter zur Folge haben wird. 
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3Sie kann gleichzeitig mit oder nach der vorläufigen Dienstenthebung anordnen, dass bis zu 

50 vom Hundert der Bezüge der Beamtin oder des Beamten einbehalten werden. 4Im Übri-

gen gelten § 38 Abs. 4 sowie die §§ 39 und 40 NDiszG entsprechend. 

(4) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der nach § 23 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BeamtStG 

entlassen wurde, ist auf ihre oder seine Bewerbung bei gleicher Eignung, Befähigung und 

fachlicher Leistung vorrangig zu berücksichtigen. 

 

§ 42 NBG - Beginn des einstweiligen Ruhestandes, nachamtliche Verfassungstreue-

pflicht 

(1) 1Die Verfügung über die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand ist der Beamtin oder 

dem Beamten zuzustellen; sie kann nur bis zu dessen Beginn zurückgenommen werden. 
2Der einstweilige Ruhestand beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Beamtin oder dem Be-

amten die Verfügung zugestellt wird, wenn nicht im Einzelfall ein späterer Zeitpunkt bestimmt 

wird, spätestens jedoch nach Ablauf der drei Monate, die auf den Monat der Zustellung fol-

gen. 

(2) Politische Beamtinnen und politische Beamte müssen sich auch während des einstweili-

gen Ruhestandes durch ihr gesamtes Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grund-

ordnung im Sinne des Grundgesetzes bekennen. 

 

§ 50 NBG - Dienstvergehen von Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten so-

wie früheren Beamtinnen und Beamten mit Versorgungsbezügen 

(§ 47 BeamtStG) 

1Bei Ruhestandsbeamtinnen und Ruhestandsbeamten sowie früheren Beamtinnen und Be-

amten mit Versorgungsbezügen gilt es als Dienstvergehen auch, wenn sie 

1. sich entgegen § 29 Abs. 2 oder 3 BeamtStG, auch in Verbindung mit § 30 Abs. 3 Be-

amtStG, schuldhaft nicht erneut in das Beamtenverhältnis berufen lassen oder 

2. schuldhaft ihrer Verpflichtung nach § 29 Abs. 4 oder 5 Satz 1 Halbsatz 2 BeamtStG nicht 

nachkommen. 

2Für politische Beamtinnen und politische Beamte gilt ein Verstoß gegen § 42 Abs. 2 als 

Dienstvergehen. 

 

§ 77 NBG - Beendigung der mit dem Hauptamt verbundenen Nebentätigkeiten und öf-

fentlichen Ehrenämter 

Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, 

auch die Nebenämter und Nebenbeschäftigungen, die im Zusammenhang mit dem Haupt-

amt übertragen worden sind oder die auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung der oder 

des Dienstvorgesetzten übernommen worden sind; endet das Beamtenverhältnis nach § 23 

Nr. 3 BeamtStG, so sind, wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt wird, auch die öffentli-

chen Ehrenämter, die im Zusammenhang mit dem Hauptamt oder auf Verlangen, Vorschlag 

oder Veranlassung der oder des Dienstvorgesetzten übernommen worden sind, unverzüglich 

zu beenden. 
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§ 95 a Übermittlung personenbezogener Daten durch die Verfassungsschutzbehörde 

(1) Liegen der Verfassungsschutzbehörde Erkenntnisse zu einer Beamtin oder einem Beam-

ten vor, die Zweifel daran begründen können, dass sie oder er ihrer oder seiner Pflicht aus 

§ 33 Abs. 1 Satz 3 BeamtStG nachgekommen ist oder nachkommt, so hat sie diese Erkennt-

nisse nach Maßgabe des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes (NVerfSchG) zur 

Prüfung, ob dienstrechtliche Maßnahmen gegen die Beamtin oder den Beamten einzuleiten 

sind, an die zuständige Dienstbehörde zu übermitteln. 

(2) 1Die nach Absatz 1 übermittelten Daten sind zunächst gesondert von der Personalakte 

aufzubewahren und als vertraulich zu kennzeichnen. 2Jeder Zugriff auf die Daten ist zu pro-

tokollieren und die Weiterverarbeitung zu dokumentieren. 3§ 32 h NVerfSchG bleibt unbe-

rührt. 

(3) 1Wird kein Disziplinarverfahren eingeleitet und werden die Daten auch nicht zur Personal-

akte genommen, sind die Daten unverzüglich zu löschen. 2Im Fall einer Löschung nach Satz 

1 ist die betroffene Beamtin oder der betroffene Beamte dem Grunde nach über die Daten-

verarbeitung zu informieren.“ 

 

 

Artikel 3 

Änderung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes 

 

§ 12 NDSG - Verarbeitung personenbezogener Daten bei Dienst- und Arbeitsverhält-

nissen 

(1) Die beamtenrechtlichen Vorschriften über das Führen von Personalakten des § 50 des 

Beamtenstatusgesetzes und der §§ 88 bis 95a des Niedersächsischen Beamtengesetzes 

(NBG) sind für alle nicht beamteten Beschäftigten einer öffentlichen Stelle entsprechend an-

zuwenden, soweit tarifvertraglich nichts anderes geregelt ist. 

 

(2) 1Werden Feststellungen über die Eignung einer Bewerberin oder eines Bewerbers für ein 

Dienst- oder Arbeitsverhältnis durch ärztliche oder psychologische Untersuchungen oder 

Tests getroffen, so darf die Einstellungsbehörde von der untersuchenden Person oder Stelle 

in der Regel nur das Ergebnis der Eignungsuntersuchung und Feststellungen über Faktoren 

anfordern, die die gesundheitliche Eignung beeinträchtigen können. 2Weitere personenbezo-

gene Daten darf sie nur anfordern, wenn sie die Bewerberin oder den Bewerber zuvor 

schriftlich über die Gründe dafür unterrichtet hat. 

 

(3) 1§ 108a Abs. 1 Satz 1 Nrn. 2 bis 4 und Sätze 2 bis 5 und Abs. 2 NBG ist für alle Bewerbe-

rinnen und Bewerber um ein Arbeits-, Ausbildungs- oder Praktikantenverhältnis bei einer Po-

lizeibehörde oder der Polizeiakademie Niedersachsen entsprechend anzuwenden, wenn 

diese Behörde Einstellungsbehörde ist. 2Die Regelungen des Niedersächsischen Sicher-

heitsüberprüfungsgesetzes bleiben unberührt. 

 


